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Planungsbeschleunigungsgesetz für Verkehrsprojekte

Die Beteiligungskultur 
wird ausgebremst
Am 1. Januar 2019 trat das Planungsbeschleunigungsgesetz in Kraft. Die Bundestagsfraktion  
von Bündnis 90/Die Grünen glaubt nicht, dass die Große Koalition damit aufs richtige Pedal tritt.

 > Stephan Kühn 

Marode Brücken, Engpässe im Schie-
nennetz, überlasteter städtischer Nah-
verkehr, fehlender Lärmschutz – wer 
den Verkehrskollaps abwenden und eine
Verkehrswende vorantreiben will, der 
muss Verkehrsprojekte schneller umset-
zen. Noch immer liegen zwischen Pla-
nungsbeginn und Baufreigabe oft 15 bis 
20 Jahre.

Im November hat der Bundestag mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen das 
sogenannte Planungsbeschleunigungs-
gesetz verabschiedet. Damit haben Uni-
on und SPD den Weg dafür bereitet, dass 
Planungen vermeintlich beschleunigt 
werden können – auf Kosten des Um-
welt- und Naturschutzes. Das Gesetz ist 
zudem für eine frühzeitige Bürgerbetei-
ligung und einen schnelleren Ausbau der 
Nahverkehrsinfrastruktur eine vertane 
Chance. Mehr oder frühere Beteiligung
wird ganz offensichtlich als Hemmnis
der Planungen wahrgenommen. Kommu-
nen, die ihre öffentliche Nahverkehrs-
infrastruktur ertüchtigen oder ausbauen
wollen, lässt das Gesetz allein. 

Das sind die echten  
Planungs-Bremser
Damit sich Planungen wirklich be-
schleunigen, müssen die eigentlichen
Gründe für zähe Prozesse und jahrelan-
ge Verzögerungen in den Blick genom-
men werden. 

Zu späte Beteiligung: Die BürgerInnen 
werden nicht oder zu spät in den Ver-

fahren beteiligt – zu oft erst, wenn die
Grundsatzentscheidungen zu einem Pro-
jekt längst gefällt sind und es nur noch 
um Details geht. Die Öffentlichkeit wird 
nicht bei der Frage des Ob eines Ver-
kehrsprojektes, sondern nur bei der Fra-
ge des Wie angehört. Das senkt die Ak-
zeptanz der Planungen systematisch und 
erhöht das Risiko von Widerständen ge-
gen Projekte. 

Zu wenig Personal: Die Planungs- und 
Genehmigungsbehörden sind personell
nicht ausreichend ausgestattet, um die
zahlreichen komplexen Projekte zügig
abarbeiten zu können. Jahrelang wur-
de allerorten Personal abgebaut. Jetzt 
werden PlanerInnen händeringend ge-
sucht, doch der Arbeitsmarkt ist leerge-
fegt. Projekte bleiben liegen, weil Fach-
leute fehlen. Ähnlich sieht es übrigens 
bei den Gerichten aus: Auch hier fehlt 
oft die Personalkapazität, um die kom-
plexen Verfahren zeitnah zu bearbeiten. 

Zu wenig Kooperation: Behörden be-
ziehen die Expertise von Umweltschutz-
verbänden, wenn überhaupt, nur am
Rande in die Planungen ein. Man sieht 
sie meist als Gegner und nicht als Ge-
sprächspartner auf Augenhöhe. Will
man schneller zum Ziel kommen, gilt es 
auf Kooperation statt Konfrontation zu 
setzen.

Die Bundesregierung glaubt dennoch 
weiterhin das Märchen, dass Umwelt-
verbände mit ihren Klagen Planungen

verzögern würden. Dass die wenigen
Verbandsklagen bei hunderten Planungs-
verfahren im Jahr zur Hälfte von den
Umweltverbänden gewonnen werden,
zeigt nach Ansicht des Sachverständi-
genrates für Umweltfragen der Bundes-
regierung: die Verbände verzögern nicht 
die Planungsverfahren, sondern setzen 
wichtige Naturschutzaspekte durch, die
ansonsten nicht berücksichtigt worden
wären.

Umweltverträglichkeitsprüfung 
ohne Erörterung
Die Bundesregierung hat mit ihrem 
Gesetz unter dem Deckmantel der Be-
schleunigung dafür gesorgt, dass bei
Vorhaben mit vorgeschriebener Um-
weltverträglichkeitsprüfung künftig auf 
eine Erörterung verzichtet werden kann. 
Dieser Schritt wird Planungen nicht be-
schleunigen. Die Erörterungen sollen ja

-

haben können, und sie frühzeitig mit 
den Beteiligten diskutieren. Fällt dieser 
wichtige Verfahrensschritt weg, erhöht 
sich nur das Klagerisiko gegen Projekte.

Verkürzte Klagefrist
Für Kläger wird mit dem Gesetz die
Frist, in der sie ihre Begründungen ge-
gen ein Infrastrukturvorhaben vorle-
gen, auf sechs Wochen verkürzt. Das ist 
nicht bürgerfreundlich, denn Planungs-
verfahren sind komplex und die Unterla-
gen umfangreich. Diese Fristverkürzung 
verletzt den Grundsatz der Rechtsweg-
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garantie und erschwert es BürgerInnen, 
sich intensiv mit den Planungsunterla-
gen auseinanderzusetzen.

Nur noch eine Instanz  
für Eisenbahnstrecken
Im Gesetz werden 41 Schienenstre-
cken-Vorhaben für den Aus- und Neubau
aus dem Bundesverkehrswegeplan auf-ff
geführt, für die das Bundesverwaltungs-
gericht in erster und zugleich letzter In-
stanz entscheidet. Diese Instanzenver-
kürzung widerspricht der Rechtssyste-
matik der Judikative, denn so gibt es für 
diese Projekte in Zukunft keine Revisi-
onsmöglichkeit mehr. Außerdem: Ohne
dem Bundesverwaltungsgericht in Leip-
zig zusätzliches Personal zur Verfügung
zu stellen, wird sich die Verfahrensdau-
er nicht verkürzen, sondern verlängern.

Die Bundesregierung hat mit ihrem Ge-
setz den falschen Weg beschritten. Wir 
haben dagegen ein Konzept1 vorgelegt,
das aufzeigt, wie sich Verkehrsprojek-

te auch mit besserer Bürgerbeteiligung 
schneller realisieren lassen. Dafür brau-
chen wir eine neue Beteiligungs- und 
Planungskultur. Noch immer ist Bür-
gerbeteiligung fakultativ. Bereits 2012
hatte Scheuers Vorgänger im Amt ein
Handbuch für eine gute Bürgerbeteili-
gung veröffentlicht. Vorgaben zur ver-

fehlen jedoch bis heute.

ExpertInnen und  
Kommunen werden ignoriert
Wenn Schienen- und Straßenbrücken
ohne Kapazitätsausweitungen erneu-
ert werden sollen, müssen die Planungs-
und Genehmigungsprozesse für diese
Ersatzneubauten beschleunigt werden. 
Es besteht ein gewaltiger Investitions-
stau in Deutschland, weil immer mehr 
Brücken erneuert werden müssen. Die
Bundesregierung ignoriert noch immer 
die Vorschläge der Expertenkommission

„Innovationsforum Planungsbeschleuni-
gung“ aus dem Jahr 2017.

Die Bundesregierung hat es auch ver-
säumt, den Kommunen beim öffent-
lichen Nahverkehr unter die Arme zu
greifen. Die Planung und der Genehmi-
gung von städtischer Straßenbahn- und 
U-Bahn-Infrastruktur taucht im Pla-
nungsbeschleunigungsgesetz nicht auf.
Dabei wollen die Kreise, Städte und Ge-
meinden mit zahlreichen Infrastruktur-
projekten die Verkehrswende voranbrin-
gen. Die Unterstützung durch den Bund 
bleibt den Kommunen weiter verwehrt. 

1) Neue Planungskultur im Verkehr – Besser
planen, schneller umsetzen; Positionspapier
der Grünen Bundestagsfraktion vom 6.11.2018, 
PDF (acht Seiten) auf gruene-bundestag.de:
https://gruenlink.de/1jpt
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Macht das Planungsbeschleunigungsgesetz den richtigen Weg frei? Zweifel sind angebracht. Foto: Bru-nO / Pixabay


